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Die Landesregierung will beim Doppel-
haushalt 2006/2007 massiv im sozialen
Bereich sparen: Die SPD-Fraktion hält
dagegen, ohne die Neuverschuldung zu
erhöhen. Auch die Kommunen sollen
besser gestellt werden.

Z
wei Tage lang zerbrachen sich die
Abgeordneten auf einer Klausur die
Köpfe, wie die von der Regierung

beabsichtigten Kürzungen im sensiblen
sozialen Bereich aufgehalten werden
können. Zum  Schluss wurden der Öf-
fentlichkeit Änderungsvorschläge im
Umfang von 364 Millionen Euro präsen-
tiert - und zwar ohne eine Erhöhung der
so genannten Nettoneuverschuldung.
Umschichtungen (163 Millionen Euro)
sowie die Annahme, dass die Regierung
mehr Geld einnimmt als im eigenen
Haushaltsentwurf vorgesehen (Ansatz der
SPD-Fraktion: 200 Millionen Euro),
machten die Änderungen möglich. Ihren
Optimismus, was die Einnahmesituation
angeht, begründete die Fraktion mit den
von der großen Koalition in Berlin be-
schlossenen steuerpolitischen Maßnah-
men.
Insgesamt versuchte die Fraktion, die
nach der Methode „Rasenmäher“ vorge-
nommenen Kürzungen der Regierung
Althaus in wichtigen Punkten zu korri-
gieren. „Die Stärkung der Bereiche Bil-
dung, Familie und Forschung, die Siche-
rung von Beratungsstrukturen sowie die
Verbesserung der kommunalen Finanz-
ausstattung und im Bereich Tourismus

sind deshalb
Schwerpunkt
für die Sozial-
demokraten bei
ihren Nachbes-
serungen“, so
Dr. Werner Pid-
de, der finanz-
politische Spre-
cher der SPD-
Fraktion. Die
von der Frakti-

on erwarteten steuerlichen Mehreinnah-
men in den kommenden beiden Jahren
sollen auch beim kommunalen Finanz-
ausgleich berücksichtigt werden - in den
zurückliegenden Monaten eines der Reiz-
wörter zwischen Regierung und Kommu-
nen. Die daraus resultierende Erhöhung
der Finanzausgleichsmasse, so der Vor-
schlag der SPD-Fraktion, soll für eine
drastische Erhöhung der Investitionspau-
schale verwendet werden. Komplett
zurücknehmen sollte die Regierung Alt-
haus, wie schon oft gefordert, die hoch
umstrittene Familienoffensive.

„Der jetzige Haushaltsentwurf der Regie-
rung zeigt die ganze Konzeptlosigkeit der
Thüringer Landesregierung“, so SPD-
Fraktionschef Matschie. Während bei
Kindergärten, Verbraucherberatung und
Forschung gekürzt werde, flössen weiter
Steuergelder in die Subventionierung von
Fluglinien und in die Spielbank. Das sei
für Sozialdemokraten nicht akzeptabel,
so Matschie.

Mehr Geld für Kitas, Blinde
und Verbraucherschutz

SPD-FRAKTION WILL ÄNDERUNGEN BEIM DOPPELHAUSHALT

Althaus und die CDU
lähmen das Land

Zweieinhalb Jahre Dieter Althaus:
Thüringen hat sich unter seiner Füh-
rung  zum Nachteil der Bürger verän-
dert.

Die Liste der Negativnachrichten für
den Freistaat ist lang: Der verkorkste
Haushalt, der wieder nicht ohne gigan-
tische Neuverschuldung auskommt; die
Kürzungen bei den Kommunen, in der
Bildung und bei den Kindergärten; das
drohende Wegbrechen der sozialen In-
frastruktur im Freistaat - für all das
sind Dieter Althaus und die Thüringer
CDU verantwortlich.

Trotz der desolaten Haushaltslage wei-
gert sich der Regierungschef konse-
quent, eine Verwaltungs- und Gebiets-
reform in Angriff zu nehmen. Das Feh-
len eines solchen Konzeptes hält die
Landesregierung dennoch nicht davon
ab, Ämter und Behörden nach Gutdün-
ken hin- und herzuschieben und einige
sogar ganz zu schließen, ungeachtet der
Warnungen sogar aus den eigenen Rei-
hen. Erst kürzlich machte eine Riege
von CDU-Bürgermeistern ihrem Ärger
über eine „arrogante“ und „niederträch-
tige“ Politik ungewöhnlich lautstark
und deutlich Luft.

Ich bin überzeugt, unser Land könnte
besser dastehen. Es gibt kluge Köpfe
und Ideen genug. Wir wollen auch im
kommenden Jahr daran arbeiten, dass
sie stärker zur Geltung kommen.

CHRISTOPH MATSCHIE
Vorsitzender der SPD-Fraktion

im Thüringer Landtag

Christoph Matschie
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Hunderte Beamte aus Thüringen demonstrierten gegen Kürzungen beim Weihnachtsgeld und schlechtere Arbeits-
bedingungen. Der SPD-Arbeitsmarktpolitiker Walter Pilger schloss sich dem Protest an.

Kamen am Rand der Demonstration gegen die geplante Kommunalisie-
rung der Grundschulhorte ins Gespräch: Christoph Matschie (vorne links)
und ver.di-Chef Thomas Voss.

RÜCKBLICK

E I N E C H R O N I K
JANUAR: Nach der überstürzten
Sperrung des Flughafens Alten-
burg Nobitz kurz vor Weihnach-
ten 2004 wegen angeblicher Si-
cherheitsmängel warnt der SPD-
Wirtschaftspolitiker Schubert
vor enormen wirtschaftlichen
Auswirkungen und einem mas-
siven Imageschaden für den
Flughafen.

FEBRUAR: 70 000 Thüringer El-
tern haben gegen die von der
Landesregierung geplante Kom-
munalisierung der Grundschul-
horte mit ihrer Unterschrift pro-
testiert.

MÄRZ: Die frauenpolitische
Sprecherin der Fraktion, Antje
Ehrlich-Strathausen, attackiert
anlässlich des 8. März die Lan-
desfrauenbeauftragte der CDU

scharf.  Ahrenhövel unternehme
nichts für eine Verbesserung der
Situation der Frauen in Thürin-
gen.

APRIL: Zum Thema im Innenaus-
schuss macht der SPD-Innenpo-
litiker Heiko Gentzel den tragi-
schen Tod eines Mannes in
Südthüringen. Der Mann, der
auf Polizeianweisung gehandelt
hatte, war bei der Errichtung ei-

ner LKW-Sperre ums Leben ge-
kommen.

MAI: Thüringen verschenkt
durch massive Defizite bei der
Steuerprüfung Millionen, kriti-
siert der Finanzpolitiker Dr. Wer-
ner Pidde. 

JUNI: Unabwägbare finanzielle
Risiken für das Land kritisiert
der Wirtschaftspolitiker Hart-

mut Schubert unmittelbar vor
der Unterzeichung des Vertrages
für die Erfurter Spielbank. Seit
Dezember 2004 existiert ein Un-
tersuchungsausschuss, der die
Verschwendung von Fördermit-
teln - unter anderem bei der Er-
furter Spielbank - aufdecken
soll.

JULI: Zum wiederholten Male
fordert Christoph Matschie

Demonstrationen, Promis
und Außentermine2005

EINE RÜCKSCHAU IN BILDERN

S
elten hat sich so viel Politik wie im
zurückliegenden Jahr vor den Türen
des Thüringer Landtags in Erfurt ab-

gespielt: Behinderte, Kinder, Eltern, Er-
zieher, blinde Menschen und Beamte ha-
ben ihrem Frust über die Politik von
Thüringens Regierungschef Althaus un-

überhörbar Luft gemacht. Drinnen saßen
die Politiker in der Plenartagung, draußen
sammelte sich das Volk, um gegen einen
unsozialen, von Kürzungen ohne Sinn
und Augenmaß geprägten Politikstil der
CDU-Regierung und fragwürdige Geset-
zesinitiativen Flagge zu zeigen.

Ihre Stimme stets erhoben haben auch die
Abgeordneten der SPD-Fraktion: Sowohl
als Redner bei den Demonstrationen vor
dem Landtag als auch beim Naziauf-
marsch im Frühsommer in Erfurt. Den-
noch blieb genug Zeit, Gäste zu empfan-
gen. Und für Termine im Freistaat.
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Kurskorrekturen bei der Famili-
enförderung und bei der Behör-
denreform. Es handele sich um
zentrale Vorhaben der Landesre-
gierung.

SEPTEMBER: Die Familienpoliti-
kerin Birgit Pelke ruft zur De-
monstration gegen das Famili-
enfördergesetz vor dem Landtag
auf. Als Mitglied eines Bündnis-
ses von Parteien, Gewerkschaf-

ten und Verbänden nimmt auch
die SPD-Fraktion teil.

OKTOBER: 5000 blinde Men-
schen demonstrieren in Erfurt
gegen die von der Regierung ge-
plante Abschaffung des Blinden-
geldes. Die SPD-Fraktion kriti-
siert die Pläne als ungerecht und
unsozial.

NOVEMBER: Die Tourismuspoli-
tikerin Doht befürchtet Schaden

für das Weltkulturerbe Wart-
burg wegen der Errichtung eines
so genannten Windparkes bei
Marksuhl. 

DEZEMBER: Gegen die Stimmen
der Opposition verabschiedet
die Regierung Althaus ihre so
genannte Familienoffensive. Die
SPD-Fraktion warnt erneut vor
katastrophalen Auswirkungen
auf die Kindergartenlandschaft.

Menschen aller Altersgruppen machten sich nach Erfurt auf, um gegen die
Politik der Althaus-Regierung ein Zeichen zu setzen. 

Unkonventioneller Protest von Heiko Gentzel gegen einen Aufmarsch von Neonazis in Erfurt im Juni.

RÜCKBLICK

ZU GAST BEI DER SPD-FRAKTION

Bei eisiger Kälte protestierten Vertreter der Gewerkschaft der Polizei
gegen Kürzungen beim Weihnachtsgeld. Mit dabei: Heike Taubert, 
Birgit Pelke und Andreas Bausewein.

Termin in Rositz: Hartmut Schubert und Dagmar Becker informieren
sich über die Sanierung des berüchtigten Teersees.

Nah dran
an den Problemen

„Auslaufmodell Staat?“: Dr. Erhard Eppler (Mitte) referierte im Oktober bei „Bildung 21“.

Bundesjustizministerin Brigitte Zypries (rechts) war zu Gast beim Jahresempfang der SPD-Fraktion.



AKTUELL
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Weiter viel zu
wenige Lehrstellen

Keine Zeichen für Entspannung auf dem
Thüringer Ausbildungsstellenmarkt sieht
Andreas Bausewein. Der Sprecher für
Berufsausbildung beklagt, dass immer
noch viele junge Leute ohne Lehrstelle
dastünden - trotz Meldungen, dass der
Ausbildungspakt in Thüringen in diesem
Jahr  von der Wirtschaft erfüllt worden
sei. Zwar seien in der Tat über 16 700
Lehrstellen zur Verfügung gestellt wor-
den. Insgesamt hätten sich aber in diesem
Ausbildungsjahr über 30 000 junge Frau-
en und Männer um einen Ausbildungs-
platz beworben. „Wo ist von den übrig
gebliebenen 15 000 jungen Menschen die
Rede?“, fragt er.

Weihnachtsfeier für
Kinder in sozialem

Brennpunkt
Es ist mittlerweile schon Tradition, dass
die SPD-Fraktion im Thüringer Landtag
für Kinder aus armen Familien eine
Weihnachtsfeier ausrichtet. Mit ihrer 
diesjährigen Aktion unterstützte die Frak-
tion die Arbeit des Erfurter Vereins „Mit
Menschen e.V.“ - eines Vereins, der vor
allem in Erfurt Nord, einem sozialen
Brennpunkt der Stadt, tätig ist. Dieser
Stadtteil ist durch eine hohe Arbeitslosig-
keit und Armut geprägt.
Am 14. Dezember besuchten Abgeordne-
te der Fraktion das Stadtteilzentrum in
der Moskauer Straße. Dort trafen sie 33
Kinder im Alter von 2 bis 15 Jahren aus
überwiegend kinderreichen Familien.
Birgit Pelke, Andreas Bausewein sowie
Antje Ehrlich-Strathausen  verteilten Ge-
schenke. Birgit Pelke las außerdem eine
Weihnachtsgeschichte vor.
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I M P R E S S U M

Die SPD-Fraktion unterstützt als Mitglied
des „Aktionsbündnisses gegen die Fami-
lienoffensive“ ein geplantes Volksbegeh-
ren gegen das umstrittene Gesetz der Re-
gierung Althaus. Das „Thüringer Famili-
enfördergesetz“ wurde gegen die Stim-
men der Opposition im Plenum am 8. De-
zember auf den Weg gebracht.
Ab Januar will das Bündnis an einem ei-
genen Gesetzentwurf arbeiten, wozu jetzt
ein juristischer Beirat aufgestellt werden
soll. Dem Aktionsbündnis gehören neben

der SPD die Gewerkschaften Erziehung
und Wissenschaft (GEW) und ver.di, die
PDS, die Grünen sowie mehrere Verbän-
de an. Wie die Oppositionsparteien be-
fürchtet auch das Aktionsbündnis steigen-
de Elternbeiträge in den Kindertagesstät-
ten, eine schlechtere Betreuung der Kin-
der sowie die Schließung von kleinen
Einrichtungen. Die geplanten Kürzungen
bei den Tagesstätten und das Elterngeld
in dieser Form lehnt das Bündnis eben-
falls ab.

Den Streit um die Gefährdungsanalyse
des Freistaates zwischen dem Thüringer
Feuerwehrverband und der Landesregie-
rung will SPD-Innenpolitiker Heiko
Gentzel beenden. "Das Theater um die
notwendige fachlich fundierte Analyse
muss ein Ende haben. Die Untersuchung
gehört auf den Tisch des Innenausschus-
ses und in die Hände der Feuerwehrex-
perten, um gemeinsam die beste Lösung
zu finden", meint Heiko Gentzel.

Die Zuständigkeit für den Katastrophen-
schutz in Thüringen soll nach Ansicht
von Gentzel von den Landkreisen in die
Verantwortung des Landes übertragen
werden. Der innenpolitische Sprecher der
SPD-Fraktion kritisiert die ablehnende

Haltung der Landesregierung dazu.
Die SPD-Fraktion sieht sich mit ihrer
Forderung in Übereinstimmung mit den
Experten vom Thüringer Feuerwehrver-
band. Der Verband hatte in seiner Stel-
lungnahme zum Gesetzentwurf die fach-
liche Begründung der Landesregierung
als „nicht nachvollziehbar bzw. nicht
haltbar“ zurückgewiesen. Kritisiert hatte
der Feuerwehrverband zudem, dass es in
Thüringen eine Gefährdungsabschätzung
- wie sie bundesweit üblich sei - nicht
gibt. Die vom Freistaat durchgeführte
Abschätzung von Gefährdungen hält der
Feuerwehrverband für „unrealistisch“.
Vielmehr sei zu befürchten, dass „wichti-
ge Gefahrenszenarien bewusst ausgeblen-
det wurden“.

„Familienoffensive“:
Volksbegehren in Vorbereitung

Gentzel: Katastrophenschutz
gehört in Landesverantwortung


